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Bogotá. Der Mann, der den
Machtkampf gewonnen hat,
zeigt sich gern mit Maschinen-
gewehr und Barettmütze. Jim-
my „Barbecue“ Chérizier ist
der prominentesteBandenchef
in Haiti. Der 46-Jährige war –
so melden es lokale Medien –
einst ein Offizier der haitiani-
schen Nationalpolizei. Die UN
werfen ihm vor, an mehreren
Massakern beteiligt gewesen
zu sein, darunter eine beson-
dere Gräueltat an mehr als
70 Menschen im Jahr 2018, als
über 400 Häuser im Viertel La
Saline in der Hauptstadt Port-
au-Prince niedergebrannt
wurden. Um seinen Spitzna-
men „Barbecue“ ranken sich
verschiedene Legenden. Eine
davon ist, dass er seine Rivalen
und Gegner gern abfackelt,
doch dieser Version wider-
sprach er in der Vergangen-
heit. Stattdessen soll der Spitz-
name wegen seiner Liebe zu
Grillhähnchen am Verkaufs-
stand seiner Mutter entstan-
den sein.

Mit demRücktritt vonHaitis
umstrittenem Interimspräsi-
denten Ariel Henry hat „Bar-
becue“ den Machtkampf
gegen den Rechtsstaat, der oh-
nehin keiner mehr war, ge-
wonnen. Das Land ist nun füh-
rungslos, eine Über-
gangsregelung soll dafür sor-
gen, dass bald ein neuer Inte-
rimspräsident benannt wird,
der Neuwahlen organisieren
soll. Die waren ohnehin über-
fällig, seit 2021 der bis dato re-
gierende Staatspräsident Jo-
venel Moïse ermordet wurde.
Der Anschlag ist bis heute
nicht aufgeklärt. Kolumbiani-
sche Söldner sollen involviert
gewesen sein.

Hat sich der Übergangsrat
auf einen neuen Interimspräsi-
dentengeeinigt, soll eine inter-
nationale Polizeimission, maß-
geblich zusammengesetzt aus
Sicherheitskräften aus Kenia,
das Land wieder stabilisieren.
So ist zumindest der Plan. Aus
Kenia heißt es dazu, man wer-
de erst dann eine Mission ent-
senden, wenn es eine Regie-
runggebe.Dochauchdagegen
hat „Barbecue“ etwas einzu-
wenden. Alles, was dem Aus-
bau seiner Macht und seinem
Einfluss entgegensteht, be-
kämpft der Bandenchef mit
brutaler Gewalt. Laut
Menschenrechts-
organisationen kontrollieren
die illegalen bewaffneten Ban-
den 80 Prozent des Stadtgebie-
tes von Port-au-Prince.

Kriminelle sind
gut ausgestattet

„Barbecue“ sagt,wenn sich se-
xuelle Übergriffe und der Aus-
bruch der tödlichen Cholera
wie in der Vergangenheit wie-
derholen würden, dann „wer-
den wir bis zu unserem letzten
Atemzug gegen sie kämpfen“.

Es werde dann ein Kampf des
haitianischen Volkes sein, um
die Würde des Landes zu ret-
ten. „Barbecue“ spielt damit
auf ein anderes dunkles Kapi-
tel an: sexueller Missbrauch
durch NGOs und die einge-
schleppte Cholera-Epidemie
durch UN-Vertreter.

„Haiti ist kein gescheiterter
Staat, sondern einMafiastaat“,
sagt Soraya Jurado, Haiti-Re-
ferentin des kirchlichen La-
teinamerika-Hilfswerks Adve-
niat. Die Rede vom „Failed
State“ würden sich die krimi-
nellen Banden zunutze ma-
chen, um das Land zu destabi-
lisieren, die Macht insbeson-
dere inderHauptstadtPort-au-
Prince weiter an sich zu reißen
und die Bevölkerung auszu-
plündern. „Hinter den Banden
stecken reiche, einflussreiche,
international vernetzte Fami-
lien. Das erklärt auch, warum
die Kriminellen besser ausge-
stattet sind als Polizei undMili-
tärundsichdieGunstderMen-
schen in einzelnenViertelnmit
Lebensmittelpaketen sowie
Geschenken sichern können“,
so Jurado. Ohne ein Eingreifen
der internationalen Gemein-
schaft sei ein Ende der Gewalt
und der Machtkämpfe nicht
abzusehen. Gelegentlich gibt
es einige wenige, die sich die-
ser Gewalt entgegenstellen.
Dazu zählt die katholische Kir-

Was die UN
normalerweise in einem
solchen Fall leisten,
könnenwir humanitären
Organisationen nicht
kompensieren.
Tankred Stöbe,ärzte ohne Grenzen

Katastrophe: Nach dem Erdbeben im Sommer 2021 waren Tausen-
de Haitianer obdachlos. fOTO: JOsEpHOdELyN/dpA

che, die nun selbst das Ziel von
AnschlägenundEntführungen
wird. Als Bischof Pierre-André
Dumas vor wenigen Wochen
Port-au-Prince besuchte, ex-
plodierte in der Nähe ein
Sprengsatz. Der Bischof wurde
schwer verletzt, überlebte
aber. Dumas hatte in der Ver-
gangenheit die von den Ban-
den praktizierten Entführun-
gen als „abscheulichen und
barbarischen Akt“ verurteilt
und forderte bei mehreren Ge-
legenheiten ein Ende „dieser
verabscheuungswürdigen und
kriminellen Praktiken“.

Laut UN-Angaben sind al-
lein seit Anfang 2024 mehr als
1100 Menschen von den Ban-
den getötet und fast 700 weite-
re verletzt worden. Fast 13000
Menschen wurden zwischen
Januar 2022 und Anfang März
2024 von kriminellen Gruppen
getötet, verletzt oder entführt.
Tausende von Frauen und Kin-
dern wurden Opfer sexueller
Gewalt, viele anschließend
weggeworfen wie ein Stück
Müll. Die Gewalt gegen Frau-
en und Mädchen ist das wohl
schlimmste Kapitel der Anar-
chie in Haiti. Mehr als 362000
Menschen wurden innerhalb
des Landes vertrieben. Viele
Kinder gehen nicht zur Schule,
und der Missbrauch von Kin-
dern und die Rekrutierung
durch kriminelle Gruppen
nehmen zu. Dort gibt es, wenn
auchaufBasis brutalerGewalt,
wenigstens eine Aufstiegs-
perspektive. Und so verschiebt
sich die Macht jede Woche ein
Stückchen mehr in Richtung
Banden und weg vom Staat.

Zunächst einmal aber ist
Stunde null in Haiti. Ohne Re-
gierung, ohne funktionierende
Sicherheitskräfte, dafür mit
Chaos und Anarchie.

Ob es nun einenNeuanfang
oder den endgültigen Zusam-
menbruch gibt, hängt auch da-
von ab, ob dieVereintenNatio-
nenunddievielenNGOseinen
besseren Job machen als bis-
her.

Nach dem verheerenden
Erdbeben 2010 mit rund
250000 Toten strömten unzäh-
lige Nichtregierungsorganisa-
tionen ins Land und wollten
Haiti wieder aufbauen. Oft
über die Köpfe der Haitianer
hinweg, was den Helferinnen
und Helfern den Ruf einbrach-
te, Besserwisser zu sein. Der
damalige UN-Generalsekretär
Ban Ki Moon versprach voll-
mundig: „Wir müssen ein bes-
seres Haiti schaffen, in dem

nicht die meisten Menschen in
Armut leben und keine
Chance auf Bildung haben.
Wir haben einen konkreten
Plan für den Wiederaufbau,
und dieser Plan trägt eine hai-
tianische Handschrift.“ Allein
aus Deutschland flossen seit-
dem 200 Millionen Euro Ent-
wicklungshilfe nach Haiti. Das
große Versprechen blieb un-
erfüllt.

International war die An-
teilnahme groß. George Cloo-
ney moderierte eine Spenden-

gala in den USA, 60 Millionen
Dollar kamen zusammen. Die
Haitianer sollten wissen, dass
der Rest der Welt sie nicht ver-
gesse, hieß es damals aus Hol-
lywood. Inzwischen schieben
dieUSAHaitianerab– trotzder
katastrophalen Lage im Land.

Nathalye Cotrino, Krisen-
und Konfliktforscherin bei Hu-
man Rights Watch, erklärt zur
unsicheren Lage: „Angesichts
der Tatsache, dass Haiti an der
Schwelle zu noch größerem
Chaos und Gewalt steht, ist es
für regionale und internationa-
le Partner dringender denn je,
die Forderungen der Haitianer
nach einer auf Rechten basie-
renden internationalen Reak-
tion zu unterstützen, die alle
Aspekte der Krise berücksich-
tigt.“ Dazu sollte eine interna-
tionale Unterstützungsmission
gehören, „die die Menschen-
rechte vollständig einhält, so-
wie die Bildung einer Über-
gangsregierung, die mit den
Partnern zusammenarbeiten
kann, umdie grundlegende Si-
cherheit, eine demokratische
Regierungsführung, den Zu-
gang zu lebensnotwendigen
Gütern und die Rechtsstaat-
lichkeit wiederherzustellen.“

Unhaben keinen guten ruf

Eine entscheidende Rolle
kommt beim Neustart wohl er-
neut den Vereinten Nationen
zu, die allerdings in Haiti kei-
nen guten Ruf genießen.
Grund ist eine von UN-Vertre-

Hatmomentan dieMacht in Haiti: Bandenchef JimmyChérizier, genannt „Barbecue“ (Zweiter von
links),mit Gangmitgliedern. fOTO: imAGO/dAVid LOrENsmENTOr

Gewinnt an Einfluss: JimmyChérizier bei einem Trauermarsch für
den ermordeten haitianischen Präsidenten Jovenel Moïse 2021.

fOTO: mATiAs dELACrOix/Ap/dpA
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Port-au-Prince

tern vor Jahreneingeschleppte
Cholera-Epidemie.

„Die UN bräuchten in Haiti
eigentlich einen Neuanfang,
dennwasdieUNnormalerwei-
se ineinemsolchenFall leisten,
können wir humanitären Or-
ganisationennicht kompensie-
ren“, sagte der Mediziner
Tankred Stöbe von Ärzte ohne
Grenzen jüngst der Zeitung
„Welt“. Angesichts der kata-
strophalenLage richtendieUN
nach eigenen Angaben eine
Luftbrücke aus dem Nachbar-
landDominikanischeRepublik
ein. Diese Luftbrücke solle
einen reibungslosen Fluss von
Hilfsgütern und die Mobilität
des UN-Personals gewährleis-
ten, heißt es in einerMitteilung
der zuständigen UN-Mission
auf dem Nachrichtenportal X.

Klapptdas,wäredaseinAn-
fang für mehr Vertrauen. Neu-
wahlen wären dann ein erster
Schritt zu einer demo-
kratischen Legitimation einer
neuen Regierung. Denn seit
Jahrenwurden inHaitiWahlen
immer wieder verschoben und
ausgesetzt. Das Vertrauen in
die, die in den demokratischen
Institutionen das Sagen haben,
ist komplett zerstört.

Haiti ist kein
gescheiterter Staat,
sondern einMafiastaat.
Soraya Jurado,Haiti-referentin des
kirchlichen Lateinamerika-Hilfswerks
Adveniat

Stunde null in Port-au-Prince
seit Wochen eskalieren Bandenkriege, der präsident wurde vor drei Jahren ermordet. mit dem rücktritt von interimspräsident

Ariel Henry ist das Chaos in Haiti perfekt. der Karibikstaat steht nun vor der Auflösung – oder einem Neuanfang.
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Pflegende können mehr
Q Karl Lauterbach ist nachgesagt worden, als Mediziner inte-
ressiere ihn die Pflege nicht. Tatsächlich hat er sich als Minis-
ter lange nicht um die Altenpflege gekümmert. Eine dringend
erforderliche Reform der Pflegeversicherung brachte er spät
und nur halbherzig auf den Weg – wahrscheinlich ist schon im
kommenden Jahr erneut eine Anhebung der Beiträge nötig.
Was die Pflegekräfte betrifft, scheint der Minister inzwischen
aber die Zeichen der Zeit erkannt zu haben: Bei dem im Koali-
tionsvertrag versprochenen Vorhaben, den Pflegeberuf attrak-
tiver zu gestalten, drückt er nun aufs Tempo.

Dabei ist mehr Geld nicht alles. Wie haarsträubend die Situ-
ation derzeit ist, können alle Pflegenden aus ihrer Praxis be-
richten: Selbst wenn sie bestens ausgebildet sind und viel Er-
fahrung haben, sind sie zur Unselbstständigkeit verdonnert.
Sie dürfen ihren Schützlingen nicht einmal eigenverantwort-
lich ein leichtes Schmerzmittel geben oder eine geeignete
Wundversorgung bestimmen. Denn das ist nur Medizinerin-
nen undMedizinern erlaubt.

Doch die Arbeit ist kaum zu schaffen, wenn Pflegekräfte
erst einmal zeitfressend einem Arzt hinterhertelefonieren
müssen. Die mangelnden Befugnisse frustrieren viele Pflege-
kräfte und sorgen mit dafür, dass sie ihren Job aufgeben.

Es ist ein gutes Zeichen, dass inzwischen auch die Ärztever-
bände erkannt haben, wie sinnvoll ein Mehr an Befugnissen
für die Pflegekräfte ist. Denn es geht hier nicht darum, irgend-
wem etwas wegzunehmen. Hier geht es vielmehr um eine
sinnvolle Arbeitsteilung in Zeiten eines zunehmenden Perso-
nalmangels, der Pflege undMedizin gleichermaßen trifft. Nur
so wird es gelingen, trotz der Alterung der Gesellschaft eine
menschenwürdige Pflege zu sichern.

von tIm Szent-IvanyI

scharfen Widerspruch von
Scholz geerntet. Der Partei-
und Fraktionsvorsitzende der
konservativen Europäischen
Volkspartei (EVP), Manfred
Weber, sagtdazudemRedakti-
onsNetzwerk Deutschland
(RND): „Mein Appell ist:
Schlussmit denEgoismen, den
national getriebenen deut-
schen und französischen De-
batten. Olaf Scholz hat mit sei-
ner Handhabung der Diskus-
sionen um Taurus Europa ge-
spalten, hat auch seine eigene
Regierunggespalten.UndEm-
manuelMacronhatEuropamit
derÜberlegunggespalten, Bo-
dentruppen zu schicken.“ Bei-
de sollten beimGipfel deutlich
machen, dass das Gemeinsa-
me im Vordergrund stehe,
nämlich die volle Unterstüt-
zung der Ukraine.

Scholz hält den Vorwurf,
Deutschland tue zu wenig, für
absurd. Er hat Deutschland
selbst zum zweitgrößten
Unterstützer der Ukraine nach
den USA bei den Waffenliefe-
rungenund finanziellenHilfen
gemacht. Und sollte Donald
Trump in Washington wieder
ans Ruder kommen, ist die
Bundesrepublik Kiews erster
Ansprechpartner. Das weiß
auchderukrainischePräsident
Wolodymyr Selenskyj. Scholz
hat es unzähligeMale verspro-
chen und tut es auch jetzt wie-
der: „Wir werden die Ukraine
so lange unterstützen, wie das
nötig ist.“ Zu seinem Drei-
klang gehört noch, dass die
Nato nicht Kriegspartei werde
und der Westen keinen „Dik-
tatfrieden“ zulasten derUkrai-
ne akzeptieren werde.

Merz attackiert Mützenich

Merz knöpft sich noch die For-
mulierung von SPD-Fraktions-
chef Rolf Mützenich aus der
vorigen Woche vor, ob nicht
neben Waffenlieferungen
auchstärkeralsbisherüberein
Ende des Krieges werden und
dazu über ein „Einfrieren des
Krieges“ gesprochen werden
müsse. Der CDU-Chef formu-
liert es drastisch: „Friedfertig-

keit kann das Gegenteil von
Frieden bewirken.“ Einem
solch„skrupellosenKriegsver-
brecher“ wie Wladimir Putin
„kann man nicht mit Feigheit
begegnen, sondern nur mit
Klarheit und Entschlossen-
heit“.

Was Mützenich betrifft, ist
die Kritik in der eigenenKoali-
tion allerdings noch viel schär-
fer. „Skandalös“ sei, was er sa-
ge, erklärt die Vorsitzende des
Verteidigungsausschusses
und FDP-Spitzenkandidatin
fürdieEuropawahl,Marie-Ag-
nes Strack-Zimmermann.
„Weil Herr Mützenich sich ab-
kehrt vonderAußenpolitik der
Bundesrepublik Deutsch-
land.“ Dies sei gravierender
als die Differenzen in der Tau-
rus-Debatte. „Dass Herr Hö-
cke, Frau Wagenknecht und
der ehemalige Bundeskanzler
das goutieren und klatschen,
sagt alles“, wirft sie noch hin-
terher. Thüringens AfD-Chef
Björn Höcke darf als Faschist
bezeichnet werden, die frühe-
re Linkspolitikerin Sahra Wa-
genknecht als Freundin Russ-
lands und Altkanzler Gerhard
Schröder als Freund Putins.

Zurück zuKatharinaDröge.
„Es wäre nichts falscher, als
jetzt zu zögern und zu zau-
dern“, kritisiert sie den Kurs
von Scholz bei der Ukrai-
ne-Unterstützung. Und des-
wegen würden die Grünen
weiter darüber debattieren,
wie demvonRusslandüberfal-
lenen Land besser geholfen
werden könne. „Das ist keine
Debatte, die man an irgendei-
ner Stelle beenden kann.“

Einem solch
skrupellosen
Kriegsverbrecher kann
man nichtmit Feigheit
begegnen, sondern
nurmit Klarheit und
Entschlossenheit.
FriedrichMerz (CDU),unionsfrak-
tionschef, wirft spd-fraktionschef
rolf mützenich indirekt feigheit vor.

den.“ Sie betont: „Da ist nichts
lächerlich dran, wie manche
meinen.“

Manche.DasWort stehthier
für den Regierungschef der
Ampel. Dieser beschwört in
seiner Rede den Zusammen-
halt der Europäischen Union
bei der Unterstützung der
Ukraine gegen den Aggressor
Russland. Vielleicht hätte er
aber auch noch den Zusam-
menhalt der eigenen Koalition
beschwören sollen. Unions-
fraktionschef Friedrich Merz
bohrt dann auch in dieser
Wunde: „Wer aber als Bundes-
kanzler im eigenen Land nicht
in der Lage ist, eine Regierung
zusammenzuhalten und zu
führen, der kannauchdie Füh-
rungsverantwortung nicht
wahrnehmen, die in der Euro-
päischen Union eigentlich von
einem Bundeskanzler der
Bundesrepublik Deutschland
zu Recht erwartet wird.“ Auch
er findet die Debatte ganz und
gar nicht lächerlich.

„schluss mit den egoismen“

Scholz versichert aber, Europa
stehe zusammen. Er nannte
den französischen Präsidenten
Emmanuel Macron einen
Freund. Dieser hat allerdings
mit der Äußerung, die Entsen-
dung von Bodentruppen in die
Ukrainesei für ihneineOption,

leiTArTikel

Trump liebt seine
Fernsehspiele

QQuer durch Europa verbreiteten Nachrichtenmedien am
Mittwoch zur Abwechslung mal eine Art gute Nachricht über
Donald Trump. Der frühere und möglicherweise auch künftige
US-Präsident sei nach eigenen Worten „zu 100 Prozent“ bereit,
die europäischen Nato-Partner zu verteidigen – wenn sie denn
ihren fairen Anteil zu den Lasten im Bündnis beigetragen ha-
ben.

War also die Aufregung um seine Drohung, das Bündnis zu
verlassen, völlig unnötig? Am 10. Februar 2024 hatte Trump
zum Entsetzen vieler Europäer gesagt, er als Präsident werde
Nato-Staaten, die zu wenig zahlten, nicht beistehen. Mit sol-
chen Staaten könnten die Russen von ihm aus „tun, was auch
immer zur Hölle sie mit ihnen tun wollen“.

Jetzt, in einem Interview mit dem rechten britischen Fern-
sehsender GB News, tat Trump seine Drohung ab als einen blo-
ßen Verhandlungstrick – der bereits wahre Wunder bewirkt ha-
be: Inzwischen, schon nach wenigen Wochen, hätten viele
Nato-Staaten sehr viel tiefer in ihre Taschen gegriffen.

Militärexperten fassen sich an den Kopf. Wann je erlaubte
sich ein amerikanischer Präsidentschaftskandidat eine so un-
verschämt egozentrische Schaumschlägerei? Ja, die Rüstungs-
etats der Nato-Staaten steigen wie noch nie – aber nicht wegen
Trumps Drohung im Februar 2024, sondern seit Russlands An-
griff auf die Ukraine im Februar 2022.

Trump betreibt Fernsehspiele mit dem westlichen Bündnis –
und gefällt sich dabei selbst. Erst machen seine Drohungen
Richtung Nato eine Riesenwelle rund um die Welt. Jetzt erre-
gen seine angeblichen Relativierungen globale Aufmerksam-
keit. In beiden Fällen, das ist für den Narzissten das Wichtigste,
steht er imMittelpunkt.

Es wird Zeit, Trumps eigentliches Ziel zu begreifen: das Auf-
pusten seiner Bedeutung. Wer diese oder jene inhaltliche Bot-
schaft ernst nimmt, hat ihn bereits missverstanden. Die Nato
darf diesemMann einfach gar nichts glauben – egal, ob er gera-
de Drohungen ausstößt oder Versprechungen macht.

Schon als Immobilienunternehmer hat Trump seine Ver-
tragspartner belogen und betrogen. Nach dem 91 Seiten langen
Urteil des Obersten Gerichtshofs von New York geschah dies
nicht in Einzelfällen, sondern immer wieder, von 2011 bis 2021.
Deshalb bekam Trump im Februar eine Geldbuße von 454 Mil-
lionen Dollar aufgebrummt und darf in New York derzeit keine
Firma mehr führen. Das phänomenale Anwachsen seiner Be-
kanntheit seit 2004 übrigens verdankt Trump weder seiner Poli-
tik noch seiner Unternehmertätigkeit, sondern seiner Rolle als
TV-Persönlichkeit in der fiktiven Serie „The Apprentice“. Ideal
wäre es, bei Trumps Fernsehauftritten laufend einen Warnhin-
weis einzublenden: Es gilt nicht das gesprochene Wort. Denn
für diesen Mann hat die Abkehr von der Realität System.

VONmATTHiAs KOCH

Berlin/Brüssel.Weil allewis-
sen, wer gemeint ist, muss Ka-
tharina Dröge seinen Namen
nicht nennen. Denn allen ist
klar, dass sich die Grünen-
Fraktionsvorsitzende über den
Kanzler schwarzgeärgert ha-
ben muss. In der Aussprache
über die Regierungserklärung
von Olaf Scholz zum bevorste-
henden EU-Gipfel steht sie am
Mittwoch geradezu bebend
am Rednerpult im Bundestag.
Dass sie nichtmit der Faust da-
rauf schlägt, sondern nur mit
der rechten Hand immer
Schwung für den nächsten
Satz holt, ist alles.

Die Debatte in Deutschland
über die Taurus-Marschflug-
körper sei „an Lächerlichkeit
nicht zu überbieten“, hatte
Scholz am Vortag gesagt. Nun
revanchiert sich Dröge, deren
Partei seinNein zu einer Liefe-
rung der Taurus-Raketen an
die Ukraine nicht gutheißt.
„DieMenschen in der Ukraine
zahlen in diesem Krieg jeden
Tag einen hohen Preis.“ Und
ihre Lage werde schlimmer
und schwieriger. „Und deswe-
gen führen wir diese Debatte
imDeutschenBundestag.Des-
wegen ringen wir miteinander
darum, wie wir die Ukraine
noch besser unterstützen wer-

VON KrisTiNA duNZ
uNd sVEN CHrisTiAN sCHuLZ

„Friedfertigkeit kann das Gegenteil von Frieden bewirken“: Unionsfraktionschef FriedrichMerz (vorn) greift die Regierungskoalition an.
Kanzler Olaf Scholz (SPD),Wirtschaftsminister Robert Habeck (Grüne) und Finanzminister Christian Lindner (FDP) hörenmehr oder we-
niger zu. fOTO: imAGO/pOLiTiCAL-mOmENTs

Taurus – Sprengkraft in
der Ampel und der EU

Bundeskanzler scholz beschwört vor dem Eu-Gipfel den Zusammenhalt
in der ukraine-politik. die mützenich-idee vom „Einfrieren des Krieges“

provoziert die union, aber auch Grüne und fdp.

ThemA des TAges

„Da ist nichts lächerlich dran,wiemanchemeinen“: Katharina Drö-
ge (Grüne) ärgert sich über Bundeskanzler Olaf Scholz, der eine
Lieferung von Taurus-Raketen an die Ukraine strikt ablehnt.

fOTO: imAGO/pOLiTiCAL-mOmENTs


